
des die Familie wächst und 
das Einkommen schrumpft 
oder ganz wegfällt. Das 
Elterngeld fängt diesen 
Einkommensverlust der 
Familien im ersten Lebens-
jahr des Kindes  auf. Die 
jungen Eltern können sich 
ohne finanzielle Sorgen 
Zeit nehmen, in ihre Rolle 
hineinzuwachsen. Kern des 
Elterngelds ist deshalb die 
Einkommensersatzleistung 
in Höhe von 67 Prozent des 
durch die Betreuung des 
Kindes wegfallenden Er-
werbseinkommens. 

Laut Be-
rechnungen 
des Bundes-
familienmi-
nisteriums 
w e r d e n 
365.000 Fa-
milien in 

Deutschland von der Ein-
führung des Elterngeldes 
profitieren. 
„Die Familie wächst und 
der Einkommensverlust 
wird deutlich abgemildert“, 
so die Bundesministerin 
Dr. Ursula von der Leyen 
(CDU). „Das Elterngeld 
schafft einen Schonraum 
für Eltern, sich Zeit für Kin-
der zu nehmen, ohne finan-
ziellen Einbruch verkraften 
zu müssen. Es signalisiert, 
dass Beruf und Kindererzie-
hung Hand in Hand gehen. 
Junge Eltern können sich 
mit dem Elterngeld 14 Mo-
nate lang Zeit nehmen, um 
in die Rolle von Vater und 
Mutter hineinzuwachsen 
- erstmals ohne finanzielle 
Sorgen“, sagt von der Ley-
en. Keine Familie erhalte im 

Seite 2

sei: „CDU und CSU konnten 
sich mit vielen Forderungen 
gegenüber der SPD durch-
setzen. Politik ist jedoch 
immer die Kunst des Mög-
lichen. Deshalb mussten wir 
beim Gleichstellungsgesetz 
Kompromisse eingehen, zu-
mal es vier entsprechende 
EU-Richtlinien in deutsches 
Recht umzusetzen galt. Ein 
‚Antidiskriminierungsge-
setz’, dass weit über die EU-
Vorgaben hinausgegangen 
wäre - wie von der rot-grü-
nen Ex-Bundesregierung 
angestrebt - war mit CDU 
und CSU jedoch nicht zu 
machen. Es ist uns als Uni-
on gelungen, die Eingriffe in 
die Vertragsfreiheit zu mi-
nimieren.“ So bleibe z.B. das 
Selbstbestimmungsrecht 
der Kirchen und Religions-
gesellschaften gewahrt. Zu-
dem sei in dem von der CDU 
miteingebrachten Gleich-
stellungsgesetz sicherge-
stellt, dass auch in Zukunft 
im individuellen Rechtsver-
kehr jeder Bürger seinen 
Vertragspartner grundsätz-
lich „nach Gutdünken“ aus-
wählen könne.

ersten Lebensjahr des Kin-
des weniger Geld als bis-
her. In diesem Zusammen-
hang stellte das Bundes-
familienministerium klar: 
Die Meldung, dass 340.000 
Eltern durch das Elterngeld 
benachteiligt seien, treffe 
nicht zu. 365.000 Familien 
in Deutschland profitieren 
von der Einführung des El-
terngeldes, sie werden im 
ersten Lebensjahr des Kin-
des deutlich mehr Geld als 
bisher zur Verfügung ha-
ben. Bisher ist es so, dass 
mit der Geburt eines Kin-

Die Bundes-
r e g i e r u n g 
unter Kanz-
lerin Merkel 
hat Deutsch-
land wieder 
auf einen 

Kurs für mehr Wachstum 
und Beschäftigung ge-
bracht. 
Der Berliner CDU-Landes-
vorsitzende Ingo Schmitt 
zog eine erfreuliche Bilanz 
der bisherigen Arbeit der 
unionsgeführten Bundes-
regierung unter Kanzlerin 
Merkel: „Gemeinsam haben 
wir in den ersten Monaten 
viel erreicht. Das Gesetzes-
paket für Wachstum und 
Beschäftigung macht sich 
bereits bemerkbar. Führen-
de Wirtschaftsforschungs-
institute prognostizieren 
für 2006 ein Wachstum von 
1,8 Prozent. Dies bedeutet 
das stärkste Wirtschafts-
wachstum seit 2000. Der 
Arbeitsmarkt weist wieder 
in eine positive Richtung. 
Zudem hat sich die Koaliti-
on auf zentrale Eckpunkte 
zum Elterngeld verständigt 
und stärkt mit der Einfüh-

rung vor allem junge Fami-
lien. Diese Erfolge zeigen, 
dass wir auf dem richtigen 
Weg sind und diesen wei-
ter beschreiten müssen.“ 
Trotz der sich belebenden 
Konjunktur bleibe die Haus-
haltslage unseres Landes je-
doch dramatisch, so Schmitt. 
Deshalb verteidigte er die 
Anhebung der Mehrwert-
steuer von 16 auf 19 Prozent 
ab 2007, auch wenn dies zu 
den „unangenehmen Wahr-
heiten“ gehöre: „Wenn der 
Staat handlungsfähig blei-
ben soll, muss der Haushalt 
dringend saniert werden. 
Dazu müssen wir aber auch 
die Einnahmen des Staates 
verbessern. Zudem benö-
tigen wir die Einnahmen 
aus der Mehrwertsteuerer-
hebung, um Arbeitsplätze 
in Deutschland zu sichern. 
Denn zu einem Drittel wer-
den sie dafür verwendet, 
den Beitragssatz zur Ar-
beitslosenversicherung um 
2 Prozentpunkte zu sen-
ken.“ Schmitt verwies dar-
auf, dass die Handschrift 
der Union im Regierungs-
handeln deutlich erkennbar 

Deutschland auf dem richtigen Kurs

Mehr Geld für 365.000 Familien 

Berlin sieht voller Erwar-
tung der FIFA-WM 2006 
entgegen. Vom 9. Juni bis 
zum 9. Juli wird „König Fuß-
ball“ unsere Stadt regieren. 
Einen Monat lang werden 
sich die Gespräche in un-
serer Stadt um brillante 
Doppelpässe und knappe 
Abseitsentscheidungen, 
tragische Elfmeterhelden 
und spektakuläre Tore 
drehen. 32 Nationen, die 
Welt zu Gast bei Freunden, 
ein großes Fest - und am 
Ende, frei nach Englands 
Fußballidol Gary Lineker, 

gewinnt Deutschland. In 
jedem Fall.
Aber die Herrschaft des 
Fußballs währt nicht ewig. 
Schon bald werden die 
alltäglichen Probleme 
wieder wichtiger sein als 
die Tagesform von Klose, 
Ballack und Co., wird der 
tägliche Existenzkampf 
vieler verzweifelter Men-
schen wieder in den Mit-
telpunkt der öffentlichen 
Wahrnehmung rücken. 
Ein Fußballspiel dauert 
nur 90 Minuten, aber am 
17. September treffen die 
Berlinerinnen und Berliner 
eine Richtungsentschei-
dung für die nächsten fünf 
Jahre. Wohin führt der 
Weg unserer Stadt? Wie 
können ihre Potentiale ge-
nutzt, wie sollen ihre viel-
fältigen Probleme gelöst 
werden?
Die Berliner SPD hat auf ei-
nem Landesparteitag Ende 
Mai ihre „Zukunftsvision“ 
auf einen einfachen Nen-
ner gebracht: „Weiter so.“ 
Keine ehrliche Regierungs-
bilanz, keine Konzepte, wie 
man die Zukunft der Stadt 
gestalten könnte – statt-
dessen setzten die Genos-
sen ausschließlich auf die 
One-Man-Show Wowereit. 

Aber die Menschen be-
nötigen weder politische 
Schönfärberei noch hedo-
nistische Selbstdarsteller. 
Was sie brauchen, sind 
konkrete Lösungen für 
ihre drängenden Proble-
me. Hier hat Rot-Rot auf 
ganzer Linie versagt. Der 
Noch-Amtsinhaber hat in 
seiner Parteitagsrede die 
im doppelten Sinne tiefro-
te Bilanz des SPD/PDS-Se-
nats bewusst verschwie-
gen. 300.000 Arbeitslose, 
jährlich 500.000 Straftaten 
und 600.000 ausgefallene 

Unterr ichtsstun-
den – dies sind nur 
einige Kennzahlen, 
die das politische 
Scheitern von Rot-
Rot schonungslos 
aufdecken. Die SPD 
hat gemeinsam mit 
ihrem Koalitions-
partner Berlin nicht 
sozialer, sondern är-
mer gemacht. 
‚Konsequent Berlin’ 
– unter dieses Mot-
to haben die Ge-
nossen ihren Wahl-

kampf gestellt. Und in der 
Tat: Die SPD hat Berlin in 
den vergangenen Jahren 
konsequent seiner Chan-
cen beraubt, konsequent 
in die Massenarbeitslo-
sigkeit, Verschuldung und 
Bildungsmisere geführt. 
Nicht nur aus diesem 
Grund bin ich davon über-
zeugt: Weitere fünf Jahre 
Rot-Rot kann sich Berlin 
nicht leisten. Ansonsten 
drohen wir im bundeswei-
ten und internationalen 
Vergleich weiter ins Ab-
seits zu geraten. 
Was Berlin jetzt braucht, 
ist eine neue Mann-
schaftsaufstellung und ei-
nen Befreiungsschlag. Die 
Berlinerinnen und Berliner 
haben am 17. September 
die Wahl zwischen einem 
„Weiter so“ mit der One-
Man-Show Wowereit oder 
einer CDU mit Friedbert 
Pflüger an der Spitze, die 
an die Stadt und ihre Mög-
lichkeiten glaubt. Auch 
hier können wir vom Fuß-
ball lernen: Einzelspieler 
können an einem guten 
Tag ein Spiel entscheiden. 
Aber nur wer fähig ist, im 
Team zu spielen, kann über 
sich hinauswachsen und 
langfristige Erfolge feiern.

König Fußball regiert nicht ewig

Ingo Schmitt 
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